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Mehr als eine Studentenrevolte!
Junge Intelligenz nicht durch Staaisstipendien zu korrumpieren

TAG

D ie  „Siudentenrevolte“  an der Ostberliner Humboldt-Universi
tät bat in  der vergangenen Woche auch die westliche Öffent
lichkeit erregt. Dieses Aufsehen veranlaßte die SED und ihren 
„Staatssicherheitsdienst“ , eine besondere „Agenten“ -Schanstel- 
3 zu geben. Dabei verwahrten sieh Deute w ie der kommii-
u sehe Hoehsehul-Staatssekretär Girnus gegen  die W ortprä
gung „Studentenrevolte“ . Eine solche, sagte er, habe es niemals 
gegeben. Es wäre müßig, m it einem so dümmlichen Demagogen 
w ie Girnus über Begriffs-Definitionen zu streiten. Denn —  was 
sich seit dem vergangenen Herbst an allen sowjetzonalen U ni
versitäten und Hochschulen zeigt, sind mehr als örtliche Stu- 
dentenrevölten! W ir  haben es vielm ehr m it einer breiten g e i
stigen W iderstandsbewegung zu tun, die, obwohl vö llig  unorga
n isiert, der SED eine geschlossene W iderstandsfront entgegen
zusetzen beginnt.

D ie  SED versucht bewußt, 
solche Vorgänge w ie an der 
veterinärmedizinischen Fakultät 
in  Ostberlin als örtlich be
g renzt« Erscheinungen heraus
zustellen und einzelne „Anfüh
rer*4 als Verantwortliche zu su
chen. 2uni T e il ist sie w irklich 
unfähig, den sporadischen Cha
rakter und andererseits die 
zwingende. Gesetzmäßigkeit sol
cher Vorfä lle zu erkennen.

A u f diese A rt werden jene 
abstrakten Agentengeschichten 
geboren, w ie sie je tz t auf der 
Pressekonferenz des Ostberliner 
SSD - Obersten Borrmann zur 
Sprache kamen.

Gre?' ^sfre iheit ?
1 Mensch, der über den 

Bahmen der notwendigsten 
Schulbildung hinaus etwas stu
dieren soll, versucht naturge
mäß, tie fer in die D inge einzu
dringen. E r  sucht sich seinen 
eigenen Standpunkt im  F ü r und 
W id er der Meinungen. Man 
kann ihm dabei einen bestimm
ten Standpunkt empfehlen, aber 
keinen aufzwingen. So kommt 
es, daß die unter einer D iktatur 
geförderten Studenten immer 
w ieder gegen die Beschränkun
gen der Lern - und Geistesfrei
heit protestieren. D ie SED 
selbst bzw. ein ige ihrer prom i
nenten Vertreter haben im ver
gangenen H erbst die mangelnde

Geistesfreiheit an den Zonen- 
Universitäten gerü gt und den 
„echten Meinungsstreit“  ge fo r
dert. Sie taten dies unter dem 
Eindruck eines vermeintlichen 
Umschwungs in der Sowjetunion 
und in der Hoffnung, eine kon
tro llierbare und jederzeit w ie
der einzudämmende Freiheit zu 
verkünden.

Is t diese Geistesfreiheit je 
mals zum Zuge gekommen? 
Nein, aber bereits ihre Erw äh
nung hat eine Revolution aus
gelöst. Jahrelang haben die so
w jetzonalen Studenten vor den 
verschlossenen Türen einer 
fre ien  W issenschaft gestanden. 
N ur der ungeheure politische 
und ideologische Druck hat sie 
davon abgehalten, diese Tü r zu 
sprengen. Jetzt, als man sie ein 
klein w en ig  zu öffnen begann, 
war der angestaute Druck nicht 
mehr zu bändigen. W as nützten 
solche Aktionen w ie  jene gegen 
den SED-Professor W olfgang 
Harich, was nutzte die Kontro
verse m it einem Professor 
B loch? Letz-tlich mußte die P a r
tei der geistige V erlierer b le i
ben! Gewiß, überall wurde m it 
Gewalt gegen jed e freiheitliche 
R.egung vorgegangen , aber wo 
diese Gewalt nur einen einzigen 
Augenblick versagte, kam es zu 
neuen spontanen Aktionen der 
Studenten.

M it dieser Erscheinung haben 
w ir  es je tz t zu tun. An  der Ost
berliner Hum boldt-Universität 
hatte der SSD vor Monaten erst 
zugeschlagen. Dann glaubte die 
SED, h ier Ruhe zu haben, und 
verlagerte den terroristischen 
Druck auf Universitäten w ie 
Rostock, L e ip z ig  und Jena.

In  dieser Phase kommt die 
SED m it ihrem  letzten A rgu 
m ent: W e r  ein Staatsstipendium 
in  Anspruch nimmt, muß die
sem Staat auch seine L oya litä t 
beweisen! D ie sowjetzonalen 
Studenten bekommen ihre S ti
pendien aber von den Steuer
groschen der hart arbeitenden 
Menschen in  den kommunisti
schen Staatsbetrieben. Diese 
Menschen unterliegen dem g le i
chen politischen Druck w ie  sie 
selbst und möchten w ohl kaum, 
daß m it ihrem  Geld eine kom 
munistische In telligenz heran
gezüchtet w ird . Somit handeln 
die gegen die SED rebellieren
den Studenten vo ll und ganz im  
Sinne derer, von deren Hände 
A rbeit diese Stipendien kom
men. So sieht es aus, und nicht 
anders!

D ie  SED is t schlecht beraten, 
wenn -sie dieser Entwicklung 
durch Druckmaßnahmen w ie 
Reisesperren fü r Studenten, 
Zwangsarbeitseinsätze in  den 
Semesterferien usw. zu steuern 
sucht. Druck erzeugt Gegen
druck, gerade unter der jungen 
Intelligenz, die seit jeher in der 
Geschichte zum M otor revolu
tionärer Bewegungen wurde. 
Dam it erübrigt sich aber auch 
das Geschwätz von der leid igen 
„Agententätigkeit“  an den Zo- 
nen-Universitäten. Solche D inge 
mögen als Existenzberechtigung 
fü r die Überwachungsorgana 
eines Oberst Borrmann dienen, 
unter den Betroffenen selbst 
stiften sie nur em eut böses 
Blut.
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Noch mehr 
Atom-Mächte?

W G. Wenn in letzter Zeit von 
westlichen Teilnehmern an den 
Lond oner  Abrüstungsverhand
lungen optimistische Prognosen 
geäußert worden sind, dann be
zogen sie sich im m er nur auf 
die Chance eines ersten Schrit
tes. Nach einem erfolgreichen 
Anfang, so meinte man, könne 
aus ihm in  m ühevoller A rbeit 
vielleicht ein umfassendes A b 
kommen entw ickelt werden. D ie 
Besprechungen, die nun nach 
Unterbrechung der Londoner 
Tagung die Vertreter der be
teilig ten  Mächte m it ihren R e 
gierungen führen werden, ge l
ten diesem ersten Anfang. W enn 
die D elegierten Ende des M o
nats w ieder in  London versam
m elt sein werden, dann w ird  
man bald sehen, ob ihre neuen 
Instruktionen ausreichen, um zu 
einer ersten Vereinbarung zu 
gelangen.

Optimisten meinen, daß man 
ih r heute näher sei als jem als 
zuvor. A ber selbst der amerika
nische D elegierte H arold  Stas- 
sen, der zu ihnen gehört, w arnte 
bei seiner Ankunft in  W ashing
ton soeben davor, allzu opti
mistisch über die entferntere 
M öglichkeit zu denken, daß man 
dem globalen Rüstungswettren
nen bald ein Ende bereiten 
könne. Ähnlich wurde auch in 
London darauf hingewiesen, daß 
gegenw ärtig  angesichts der so
w jetischen Haltung so gut w ie  
keine Hoffnung auf das Zu
standekommen eines umfassen
den Abrüstungsabkommens be
stehe. Selbst dem je tz t erstreb
ten ersten Schritt zu einem 
Teilabkommen, das nach Stas- 
sen ein Inspektionssystem, eine 
Reduzierung der Rüstungen, 
der M ilitärbudgets und eine 
Herabsetzung der Streitkräfte 
einschließen soll, stehen noch 
größte Schwierigkeiten entge
gen. Man tue gut daran, sich 
zu erinnern, meinte kürzlich der 
britische Prem ierm inister Mac- 
m iilan gelegentlich seines Bon
ner Besuches, daß die Russen 
die besten Schachspieler der 
W e lt  seien. Schach sei ein Spiel, 
be i dem es dem gew iegten Spie
le r  nicht darauf ankomme, w ie 
lange es dauere, und bei dem 
er überdies stets bereit sei, m it 
neuen Eröffnungszügen zu ex 

perimentieren. Es wäre tatsäch
lich keine Überraschung, wenn 
der sowjetische D elegierte Sorin 
nach seiner Rückkehr an den 
Londoner Verhandlungstisch 
diese Erfahrung bei der Eröff
nung der neuen Pa rtie  w ieder 
einmal bestätigen würde.

Die britische H-Bombe
Nun hat die britische R eg ie 

rung in  dem großen Spiel so
eben ;n it der Auslösung ihrer 
H-Bombe einen Zug gemacht, 
dessen Auswirkungen auf den 
weiteren A blau f der Abrüstungs
verhandlungen noch nicht zu 
übersehen sind. Neben den bei
den bisherigen Atommächten ist 
eine dritte erschienen, die nicht 
darauf verzichten w ill, ihre P o 
sition in  der nun dreiseitigen 
nuklearen M achtverteilung w e i
ter auszubauen. Man darf an
nehmen, daß zwischen der ersten 
Explosion einer britischen H - 
Bombe und jenem  B rie fe  Bul- 
ganins, der im  A blau f des Suez
konflikts der britischen R eg ie
rung die M öglichkeit eines nu
klearen Überfalls drohend vor 
Augen stellte, ein Zusammen
hang besteht. E r  besteht jeden
fa lls  im Sinne der Beschleuni
gung und Bestärkung der b r i
tischen Absicht, als dritte Atom 
macht neben die beiden anderen 
zu treten. W as die Briten zu 
diesem Schritt bewog, das w ird  
in  der Londoner Presse deutlich 
gesag t: Man w olle sich nicht 
damit abfinden, „ständig eine 
Nation zweiten Grades zu b le i
ben“ („D a ily  M a il“), oder: „W as 
w ir  getan haben, “ könnte uns 
einen stärkeren Einfluß in der 
internationalen P o litik  ver
schaffen“ („New s Chronicle“ ), 
oder: „ In  den Gremien des
W estens w ird  Großbritannien 
nun ein größeres Gewicht ha
ben. Bei den gegenwärtigen A b 
rüstungsverhandlungen werden 
w ir  v ie l mehr zu bieten verm ö
gen“ (D aily  Telegraph“ ). Diese 
Überlegungen beziehen sich also 
im  Streben nach größerer V er
teidigungsmacht auf Moskau, 
im  Streben nach größerer Selb
ständigkeit auf W ashington und 
im  ganzen auf die W iederge
winnung einer internationalen 
Machtposition, die heute von 
der Verfügung über nukleare 
W affen abhängig ist.

D ie britische H-Bombe hat —  
in Anpassung an die leider ge
gebenen Realitäten —  ihren U r
sprung in der Tatsache, daß es 
bisher zwischen den Monopol

mächten U SA und UdSSR' nicht 
zu einer Verständigung über 
einen Abbau der atomaren W a f
fen  gekommen ist. über d ie re
ale Bedeutung dieser Tatsache 

.und ihre Auswirkung au f die 
w eitere Entw icklung sollte man 
sich keinen Illusionen hinge
ben: Entw eder verschwindet die 
Atom waffe oder sie w ird  zur 
„herkömmlichen“ W a ffe  a ller 
großen Völker. Schon hat der 
französische Delegierte Jules 
Moch auf der letzten Sitzung 
des Londoner Abrüstungsaus
schusses die Atommächte w ar
nend darauf hingewiesen, daß 
Frankre ich  bei e iner F ortset
zung der Produktion von A tom 
waffen sich entschließen de, 
die vierte nukleare M at zu 
werden, und er fü gte  hinzu: 
„W e ite re  Staaten wurden 
zwangsläufig fo lgen .“  Das ist 
wahrscheinlich rich tig  —  und 
die neue atomare Macht würde 
w ohl Europa heißen, das sich in 
der Enge zwischen sowjetischer 
Bedrohung und amerikanischer 
Garantie schließlich doch zu 
einer gemeinsamen K ra ftan 
strengung aufraffen könnte, um 
.wieder eigene Macht zu bilden.

D ie  Aussicht e iner weiteren 
Ausbreitung der atomaren Be
waffnung ist keineswegs schön, 
aber sie ist real fü r den Fall, 
daß die heutigen Monopol
mächte nicht bald eine Verstän
digung über die atomare A b 
rüstung erzielen. W ir  können 
nur wünschen, daß die M öglich
keit einer solchen Entwicklung 
einen Druck auf die Entschlie
ßungen der Atommächte ausübt. 
V ielleicht ist dieser Druck so
gar schon wirksam.

XJnd der „Kurswechsel“ ?
Auch unter diesem G^ '■’hts- 

punkt geb ietet das deuti. In 
teresse, alles zu tun, was zu 
einem E rfo lg  der Abrüstungs- 

.bestrebungen beitragen könnte. 
D er Bundeskanzler is t hierzu, 
w ie  seine Ham burger Erklärun
gen erkennen lassen, auch 
durchaus bereit —  bis zu jener 
Grenze, an der als notwendiger 
Akt der Entspannung gerade im 
Ablauf der Abrüstungspolitik 
auch die F rage  der W iederver
ein igung Deutschlands gestellt 
werden muß. Der W irbe l, den 
ein ige deutsche Zeitungen in 
der vergangenen Woche m it der 
Behauptung eines Kurswechsels 
Eisenhowers und entsprechen-



Neue Repatriierungs -Vereinbarung
Sowjetische und deutsche Rot-Kreuz-Besprechungen beendet

München(AP/DPA). D ie Besprechungen zwischen den Präsi
denten des Sowjetischen und des Deutschen Koten Kreuzes 
wurden in München m it der Unterzeichnung einer Verein 
barung über die Rückführung deutscher und sowjetischer 
Staatsbürger in ihre Heim atländer abgeschlossen. Darin  heißt 
es, die Vertreter beider Kot-Kreuz-Gesellschaften stimmten 
überein, daß sie d ie zuständigen Stellen darum bitten würden, 
konkrete Anträge auf Repatriierung vom Standpunkt der 
Menschlichkeit aus zu entscheiden.

Lieber Leser !
W ir  wollen gern wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in  der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert. D ie  
Nam en unserer L eser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num
m er der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E . Regn i 
Berlin-Tem pelhof 1 

Mr '-*ed-v.-Richthofen-Str. 2, I *

x .iS Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B r ie f
umschlag’ und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Koblenz (D P A ). D ie  ersten 
deutschen W ehrpflichtigen nach 
dem K riege  sind in  ihren Gar- 
nisonstädten feierlich  verpflich
tet worden. Unter lebhafter 
Anteilnahme der Bevölkerung, 
die überall in  großer Zahl zu 
der militärischen Zeremonie er
schienen war, sprachen die R e
kruten das Gelöbnis: »Ich
gelobe, der Bundesrepublik 
Deutschland treu zu dienen und 
d? echt und die F reihe it des 
deu.oChen Volkes tapfer zu ver
teid igen.“

D er Feierstunde bei der ersten 
Gebirgsdivision in M ittenwald 
wohnte auch Bundesverteidi
gungsminister Strauß bei. Ihm 
wurde bei dieser Gelegenheit 
der T ite l eines „Jägers honoris 
causa der Ersten Gebirgsdivi
sion“ verliehen.

A u f einer Tagung der zentra
len Beschaffungsstellen in Mün
chen kündigte der Verteid i
gungsminister an, sein M iniste
rium arbeite zur Zeit einen

Hauptbedingung fü r die R e
patriierung soll in  jedem  Fa lle  
eine „festzuhaltende W illens
erklärung“  der Rückkehrwilligen 
sein. D ie Rot-Kreuz-Gesell- 
schaften versprechen ferner, fü r 
vö llige  S traffreiheit der H eim 
kehrw illigen  zu sorgen, soweit 
es sich nicht um von beiden an
erkannte K rim ine lle handelt. 
B eide Gesellschaften w ollen 
sich bei der Nachforschung 
nach Verm ißten unterstützen.

In  einem w eiteren Punkt der 
Vereinbarung w ird  festgestellt, 
das Sowjetische und das Deut
sche R ote Ivreuz strebten ein  
a llgem eines Verbot von A tom 
waffen und Atom waffenver-

Gesamtbeschaffungsplan fü r die 
Bundeswehr aus. Dam it solle 
geprü ft werden, w ie  sich eine 
solche Planung in die W ir t
schaft der Bundesrepublik ein- 
fügen werde.

Bonn (Eigenbericht). Der 
SPD-Vorsitzende Ollenhauer hat 
die Zustimmung der SPD zu 
dem „Volksaktien“ -Plan der 
CDU davon abhängig gemacht, 
daß nicht nur fü r Staatsbe
triebe, sondern auch rentable 
Privatunternehmungen Volks
aktien ausgegeben werden. Ol
lenhauer erklärte vor der Presse, 
im  Falle des Volkswagenwerks 
sei die SPD  überhaupt gegen 
eine Privatisierung. Bei ande
ren Unternehmen könnte man 
über die Ausgabe von Volks
aktien sprechen.

D ie Bedenken, die u. a. der 
niedersächsische Finanzminister 
Dr. Koch gegen die P rivatis ie
rung des Volkswagenwerks g e 
äußert hat. werden in maß
gebenden CDU-Kreisen nicht

suchen sowie eine wirksame 
gegenseitige K o n tro lle  dieses 
Verbotes an.

Das Ergebnis der Bespre
chungen zwischen den P räs i
denten der beiden Rot-K reuz- 
Gesellschaften ist von der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion in einer 
kurzen Stellungnahme auf das 
wärm ste begrüßt worden. Be
sonders wurden die Bemühun
gen des D RK -Präsidenten  Dr. 
W eitz  um die Heim führung der 
noch in der Sowjetunion zurück- 
gehaltenen Deutschen gewürdigt.

Köins „Großes Haus"
K ö ln  (A P ). M it einem ein

drucksvollen Festakt, an dem 
Bundeskanzler Dr. Adenauer, 
mehrere Bundesmmister, das in 
Bonn akkreditierte D iploma
tische Korps, Vertreter der P a r
lamente sowie ein großer K re is 
von Ehrengästen teilnahmen, 
ist nach zweieinhalbjähriger 
Bauzeit das neue „Große Haus“ 
der Kö lner Städtischen Bühnen 
feierlich  seiner Bestimmung 
übergeben worden.

als ernstes H indernis gegen die 
Überführung in private Hand 
angesehen. W ie  w ir  erfahren, 
soll der geplante Gesetzentwurf 
der CDU/CSU in seinem ersten 
Paragraphen feststellen, daß 
das Volkswagenwerk dem Bund 
gehört. Der Entw urf enthält 
folgende F o rm u lie ru n g : „D ie
Geschäftsanteile, die der ehe
m aligen Treuhandgeseilschaft 
für wirtschaftliche Unterneh
mungen der D A F  und der eh£ 
m aligen Vermögensverwaltung 
der D A F  an der Volkswagen- 
GmbH. zugestanden haben, ste
hen m it W irkung vom  24. Mai 
1949 der Bundesrepublik Deutsch
land zu.“  Der 24. Mai 1949 ist 
der T ag  der VerkÜ2idung des 
Grundgesetzes und damit der 
Gründungstag des Bundes.

Rekruten wurden verpflichtet
Lebhafte Teilnahme der BeYÖlkerung

Debatte um Volksaktien
Was die SPD dazu sagt — CDU: Kein ernstes Hindernis



Die Studenten in der Zone
D T . Nun haben die Studenten 

der Sowjetzone so vie les stu
diert, studieren m ü s s e n ;  die 
kommunistischen Gesellschafts
wissenschaften, den Marxismus, 
den Leninismus, den Stalinis
mus gar, der schließlich nicht 
ganz rich tig  war, —  und doch 
sind sie in besonderem Maße 
die ideologischen Sorgenkinder 
Pankows. Offenbar sind sie von 
der kommunistischen W issen
schaft w en ig  erbaut und noch 
w en iger von der politischen 
P rax is , die aus ihr als eine un
fehlbare Staatsweisheit abgelei
tet w ird . Das ist be i ihnen nicht 
anders w ie  bei den Studenten 
Ungarns und Polens, die auch 
nicht darauf verzichtet haben, 
selbständig zu denken und die 
kommunistische „W issenschaft“ 
m it dem natürlichen Leben zu 
vergleichen. Aus diesem Grunde 
werden die Studenten der Zone, 
diese Söhne von Arbeitern und 
Bauern, heute vom  Staatssicher
heitsdienst „betreut“  und von 
den Trägern  der staatlichen 
„K u ltu rpo litik “ in ihrer F re i
heit beschränkt.

Das wurde auf einer Ostber
liner Pressekonferenz demon
striert, auf der in diabolischer 
Harm onie ein Staatssekretär fü r 
das Hochschulwesen, ein Oberst 
des Staatssicherheitsdienstes und 
der Hektor der Ostberliner U ni
versität die Studenten zur (kom

munistischen) Ordnung riefen. 
W as sie m itzuteilen hatten, das 
ist das leg itim e Produkt einer 
m it H ilfe  des Staatssicherheits
dienstes geführten „Hochschul
po litik “ : D ie Studenten dürfen 
nicht mehr in die Bundesrepu
b lik  reisen —  nicht mehr privat 
oder auf E inladung westdeut
scher Universitäten und studen
tischer Verbände. N u r solche 
Studenten dürfen noch, die 
hierzu den form ellen A u ftrag 
einer U niversität oder einer 
(kommunistischen) Organisation 
erhalten haben. D iese neue Be
schränkung der F re ihe it erfo lg t 
selbstverständlich im  Interesse

der Studenten selbst: Sie sollen 
nicht der Gefahr einer Anw er
bung durch „westliche Spionage
organisationen“ ausgesetzt w er
den . , *

Das ist die alte, dumme 
Phrase, h inter der die Macht
haber Pankows ihre Furcht ver
bergen : die Furcht vo r der
fre ien  Begegnung deutscher 
Menschen und das Mißtrauen 
gegenüber denen, die sie seit 
zw ö lf Jahren zu „linientreuen“ 
Kommunisten zu erziehen su
chen. Es ist keineswegs para
dox, diese ständig wachsende 
Furcht als ein positives M erk
mal der gesamtdeutschen Ent
wicklung zu betrachten.

(Karikatur Seh

Eine törichte Behinderung
Bonner Kommentar zu dem Reiseverbot für Studenten

Berlin  (D PA ), A ls  „ungewöhn
lich töricht“  bezeiehnete der 
Staatssekretär im  Bundesmini
sterium fü r gesamtdeutsche F ra 
gen, Thedieck, die Behinderung 
des Reiseverkehrs fü r die stu
dentische Jugend der Sow jet
zone. Der Sowjetzonen-Staats- 
sekretär fü r das Hochschulwe
sen, Girnus (SED ), hatte, w ie 
gemeldet, Reisen von Studen
ten in die Bundesrepublik nur 
noch unter „besonderen K on 
tro llen“ fü r zulässig erklärt. 
Dazu erklärte Thedieck, die 
Studenten aus der Zone könn
ten nach w ie vo r im  Bundes-

Eindeutiger Sieg Gomulkas
Umbe§etzungen im  polnischen ZK

Warschau (AP/D PA). D ie P le 
narsitzung des Zentralkomitees 
der polnischen Kommunistischen 
Parte i, in deren Verlau f es zu 
erbitterten Auseinandersetzun
gen zwischen den Gomulka-An- 
hängern und den Stalinisten ge
kommen ist, hat m it einem kla
ren . Sieg des Parteichefs Go- 
mulka geendet. In  einem Ab- 
schlußkommuniquö heißt es, 
daß Z K  habe einstimmig eine 
Resolution über die „derze iti
gen Aufgaben der Parte i“ ange
nommen.

Aus dem Kommunique geht 
w eiter hervor, daß mehrere Geg
ner Gomulkas aus dem Z K  aus
geschlossen und durch Anhän
ger des Parteichefs ersetzt wur
den. So wurde der zweite Se
kretär des ZK , Ochab, durch 
Zenon Klissko, einen Vertrau

ten Gomulkas, abgelöst. Ochab 
bleibt aber im  Politbüro. A ls 
ein w eiterer Anhänger wurde 
auch Jerzy M orawski, ein M it
g lied  des Politbüros, in das Se
kretariat des Z K  aufgenommen.

W ie  w eiter bekannt wurde, 
hat die stalinistische Gruppe 
die gem äßigte P o lit ik  Gomulkas 
scharf angegriffen und die A n 
erkennung der Führungsrolle 
der Sowjetunion im  kommu
nistischen L a ge r  verlangt. Sie 
kritisierte auch die von Go- 
mulka erlassene Amnestie, durch 
die vie le  Antikommunisten aus 
den Gefängnissen befreit w ur
den. D er ehemalige M in ister 
M ija l nannte die P o litik  Go
mulkas eine „Rückkehr zum 
Kapitalismus“  und eine „K ap i
tulation vor der Röm isch-Ka
tholischen K irche“,

geb iet fre i umherreisen und mit 
jedermann fre i sprechen. Sie 
seien auch in  diesem Jahre in 
der Bundesrepublik in  großer 
Zahl willkommen, um sich von 
den dort herrschenden Verhält
nissen durch eigenen ’ Augen
schein zu überzeugen.

Keine bürgerlichen 
Politiker

Budapest (A P ). D er ungarische 
Staatsminister Marosan hat die 
Aufnahme nichtkommunistischer 
Po litik er  in  das ungarische K a 
binett als möglich bezeichnet, 
sofern diese die Bedingungen 
der Kommunistischen Parte i 
akzeptieren. A u f keinen F a ll 
w erde men bürgerliche Po litik er 
aufnehmen, „d ie w ieder in die 
Tonart des vergangenen Okto
bers fa llen “.

Nach einer M eldung de' '•a- 
tistischen Am tes in Bul js t 
sind seit dem Volksaufstand im 
Oktober 149 275 Ungarn in das 
Ausland geflohen, darunter 
21 470 K in der unter 15 Jahren. 
Bis Ende M ärz seien 7539 
Flüchtlinge w ieder nach Ungarn 
zurückgekehrt.

Nach Berichten ungarischer 
Provinzzeitungen sind fü n f Un
garn zu Gefängnisstrafen zw i
schen zweieinhalb und v ie r  Jah- , 
ren verurteilt worden, w eil sie 
im  Februar antikommunistisehe 
F lugb lätter verte ilt und Pa rte i
verlautbarungen an den schwar
zen Brettern geändert haben 
sollen.



So sind sie wirklich:

nicht, wir sagend offen . .  .4S„Wir zögern
TAT er von. der SED oder einer 
* *  ihrer Unterorganisationen 

in. die vorbereitende Kam pagne 
zu den „Gemeindewahlen“ ein- 
gespannt worden ist, weiß , w ie  
schwer diesmal die Agitations
arbeit gerade unter den In te l
lektuellen fä llt. Selbst die kom
munistisch gesinnten Künstler 
und D ichter vermeiden es, sich 
m it diesem W ahlakt zu  identi
fizieren. Um so seltsamer mutet 
das W irken  eines Mannes an, 
der seit W ochen ehrenamtlich 
die jugendlichen „A gitp rop -B ri

den“  fü r die W ahlkampagne 
organisiert.

W alther V ictor, leitendes V or
standsmitglied des- Ostberliner 
Schriftstellerverbandes, hofft 
ein iges wiedergutzumachen da
bei. Ihm  w ir ft  man vor, seine 
Haltung in der U ngarn-Frage 
sei schwankend gewesen. Es  
gab Leute, die ihn —  was vö l
l ig  unm otiviert erseheint —  
dem aufrührerischen Petö fi- 
K re is  zuschlagen wollten. Dabei 
is t V ictor alles andere als ein 
Revolutionär. E r  hat- sich nur 
durch kleine persönliche An
griffe  im  Kollegenkreis so un
beliebt gemacht, daß ein ige die
ser K o llegen  ihm ganz gern 
ein Bein stellen möchten. %. 

F iir ’ s Blumenbliili’ n
So setzt sich V ictor hin und 

singt, ein L ied , den „Song von 
der Entschlossenheit“ : „W ir. zö
gern nicht, w ir  sagen’s offen, / 
W ir  sagen’s laut, w ir  w erden ’s 
nicht verschweigen! / W ir  freu 
en uns schon auf den Tag, / 
der ganzen W e lt  es stolz zu 
zeigen : / W ir  haben lange
m s’re W ah l getro ffen !" Und: 
„S ie ist fü r  Frieden  und fü r 
bess’res Leben / Sie ist fü r 
frohes Bauen und fü r ’s Blumen- 
b lüh ’n  . . . "

Und damit ziehen nun die 
Agitationsgruppen durch die 
mitteldeutschen Lande. Im  
Schriftstellerverband rümpfen 
die einen die Nase, die anderen 
denken bei sich: Nun hat der 
uns das weggenom m en! Das 
hätten w ir  auch gek on n t. . . 
Schließlich sind die National
preise noch nicht restlos v e r
teilt. W as aber ist das fü r ein 
Mann, der fü r ’s Blumenblüh’n 
schon seine W ahl getroffen hat?

W alther V ictor vermag die

WALTHER VICTOR

proletarische Abstammung nicht 
nachzuweisen. 1S95 in Bad 
Oeynhausen als Sohn eines 
schwerreichen Sägewerksbesit
zers geboren, gehörte er vor 
dem ersten K r ie g  der bürger
lichen Jugendbewegung an. 
Nach dem K r ie g  kam er m it 
linksradikalen Intellektuellen in 
Berührung, und stieß 1919 zur 
SPD, ohne über den Boheme
kreis der linken L iteraten  hin
auszukommen. V ictor hat nie
mals m it den arbeitenden Men
schen gefühlt. Erst die Em igra
tion nach 1933 brachte ihn m it 
den Kommunisten zusammen. 
Aus einer Zwangsgemeinschaft 
entstandenen Bindungen, die 
später ins Präsidium  des sow jet-

Katholikeniag 1958 wieder 
in Berlin

Eichstätt (K N A ). Das Zentral
komitee der deutschen Katholi
ken hat auf seiner Vollversam m 
lung am 15. Mai in Eichstätt 
beschlossen, den Katholikentag 
195S wiederum in  Berlin  abzu
halten. D ie W ahl der V iersek
torenstadt soll — so wurde vom 
Zentralkomitee betont —  ein 
Zeichen der lebendigen Verbun
denheit der Katholiken in Ost 
und W est sein. Bereits 1952 
hatte der Katholikentag in Ber
lin stattgefunden.

zonalen Schriftstellerverbandes 
führten.
Keine Em igrations-M eriten

Lange Zeit haben die kom
munistischen Em igranten diesen 
W alther V ic to r gemieden. Sie 
w erfen  ihm noch heute vor, daß 
er sich w eigerte, am spanischen 
Bürgerkrieg  teilzunehmen. Den 
K r ie g  erlebte er vom sicheren 
Am erika aus, als M itherausge
ber des „German-American“ g e 
r ie t er fü r kurze Zeit auf die 
„trotzkistische L in ie “ , die ihm. 
die SED in  das Parteidossier 
nachgetragen hat. So ist V ictor 
vorsichtig geworden, er expo
n iert sich niemals gegenüber 
der Partei. E in Intrigant, der 
jedoch die Macht des Stärkeren 
zu respektieren weiß.

Heute gehört V ictor zu den 
meistpubliziertesten L iteraten  
der Zone. E r hat es verstanden, 
g leichzeitig  Goethe und M arx 
feuilletonistisch zu verbrämen. 
Seine „Lesebücher fü r unsere 
Z eit“ haben M illionenauflage er
reicht, sie fü llen  die Volks- und 
Betriebsbibliotheken —  kom
munistisches zensiertes L ite ra 
tur-Konzentrat. . .

In  der Ostpresse nennen sie 
ihn spöttisch den „Dicht-Auto- 
maten“. E r  hält —  auf Anruf —  
zu jedem  Ereign is ein passen
des Gedicht parat. Seit zwei 
Jahren hat er die Eleven kom
munistischer Dichtkunst um 
sich versammelt und ständige 
Nachwuchs-Lesungen eingerich
tet. E r  w ill sich unentbehrlich 
machen, ohne sich a llzuviel fü r 
die Parte i zu exponieren. Daß 
e r  sich jetzt in die Wahlkam
pagne der SED eingeschaltet 
hat, muß tie fe  Ursachen haben. 
Füh lt er sich unsicher, w eil ihn 
die Ko llegen  über Bord gehen 
lassen möchten ?

A ls im  vergangenen Jahr die 
ze itw e ilige  Abkehr von Stalin 
von sich reden machte, konnte 
W alther V ictor als E r fo lg  bu
chen, daß er als einziger nam
hafter SED-Dichter nicht in 
dem Stalin-Ehrenbuch „Du 
W e lt im L ich t“ (1954) vertreten 
w ar. Sein Fehler war, sich des
sen zu rühmen. Drum singt er 
diesmal den „Song von der Ent
schlossenheit“ , er, W alther V ic 
tor, dem das Opportune zum 
Lebenselement geworden i s t . .  .



SED verhindert Interzonenreisen
Organisierte Kampagne in der ganzen Sowjetzone

V ie le  Zonenbewohner müssen in  diesem Sommer auf ihre 
Urlaubsreise in die Bundesrepublik verzichten, w eil sie ent
w eder keine Ausreisegenehmigung erhalten oder eine solche 
m it arbeitsmäßigen und persönlichen Diffam ierungen verbunden 
Wäre, In  Dresden w ird  von der SED-Bezirksleittmg: eine B ro
schur© vertrieben: „W arum  w ir  nicht in  den W esten reisen 1“ 
Darin  heißt es, Zonenbewohner würden im  Zusammenhang m it 
der Gewährung eines "überbrückuTigstaschengeldes durch, die 
Bundesbehörden „fü r  Agentendienste“  geworben.

SSD, herhören!
D er kleine TAG  w ird  ver

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TA G  
also ruh ig be i der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

W ie  unsinnig dies alles ist, 
erg ib t sich bereits daraus, daß 
die Zonenbehörden den Reisen
den unter Strafandrohung den 
Umtausch von Ostgeld in DM- 
W est verbieten und ihnen an
dererseits nicht einmal die 
Rückfahrkarte in  Ostgeld ver
kaufen. W as soll aber der Zo
nenbewohner nach seiner An
kunft auf dem westdeutschen 
Bestimmungsbahnhof tun? . E r 
ist nicht einmal in  der Lage , 
das Straßenbahngeld bis zum 
endgültigen Reisezie l zu bezah
len, geschweige, kleine D ienst
leistungen zu honorieren. _ D ie 
SED - Behörden geben diesen 
Menschen nicht einen W est- 
p fenn ig m it auf den W eg, ver
bieten ihnen den Geldumtausch 
und zw ingen sie praktisch, sich 
die Rückfahrkarte von denen 
bezahlen zu lassen, die sie in
W estdeutschland besuchen möch
ten. E s ist beschämend fü r die 
SED, daß erst die Bundesbehör
den hier helfend eingreifen 
mußten, um einen einigermaßen 
fre ien  Reiseverkehr zu erm ög
lichen. Diese H ilfe  aber als 
„Anwerbung von Agenten“ aus
zulegen, ist nur denen möglich, 
die damit bestimmte politische 
Absichten —  w ie  z. B. die zeit
w e ilige  Unterbindung des ge
samtdeutschen Reiseverkehrs —  
verknüpfen.

üble H etze l 
Aus diesem Bestreben heraus 

publizierte die SED-Presse in 
der vergangenen W oche eine 
Meldung, laut der —  w ie es hieß
  „in  Westdeutschland eine
amerikanische Frem denlegion 
aus 12 000 jungen Osteuropäern“ 
aufgestellt werden soll. Prom pt 
reagierten alle einschlägigen 
Zeitungen m it fingierten Leser
briefen, in denen Jugendliche 
erklärten, sie würden nun kei
nesfalls in die Bundesrepublik 
auf Urlaub fahren. An den U ni
versitäten brachten die FD J-

Leitungen fe rtige  Resolutionen 
ein, in  denen sie die Studenten 
verpflichteten, während der Se
m esterferien nicht nach W est
deutschland zu reisen. Statt 
dessen werden örtliche Ferien 
lager der F D  J und Ausbildungs
lager der vorm ilitärischen GST 
empfohlen. In  Ostberlin g in g  
man so weit, jenen, die trotz
dem fahren würden, m it Exm a
trikulation zu drohen! D ie Be
gleitumstände dieser SED-Kam- 
pagne haben somit eine üble 
H etze heraufbeschworen, die in 
politischen Verleumdungen und 
Brunnenvergiftung schärfster 
A rt  ihren Ausdruck finden.

A rbeiter und Angestellte, die 
in produktionswichtigen Staats
betrieben tä tig  sind, werden 
mangelnder Loya litä t und m ög
lichen Geheimnisverrats ver
dächtigt, wenn sie den Wunsch 
äußern, trotzdem  ihre Angehö
rigen  in der Bundesrepublik zu

Es ist kurios, aber: D ie  SED 
hat Angst, die Zonenbewohner 
vor den kommenden Gemeinde
wahlen noch einmal nach dem 
W esten zu lassen. Sie befürch
tet Störungen ihrer W ahlvorbe
reitung und fü r die Zeit danach 
ein vorzeitiges Bekanntwerden 
der Methoden dieser „W ah l“ . 
Sie möchte die Zone fü r einen 
Zeitraum von zwei bis drei M o
naten von der Außenwelt iso lie
ren, um inzwischen das innen
politische K räfteverhältn is neu 
zu ordnen.

Bedenkt man, daß gleichzeitig 
ein H eer kommunistischer A g i
tatoren und Verbindungsleute 
in  die Bundesrepublik ein
sickert, um hier die Bundestags
wahlen zu beobachten und — 
wenn möglich —  zu stören, muß 
die Taktik  der SED doppelt 
verdammenswert erscheinen.
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besuchen. D ie Kreisschulräte 
w irken dementsprechend, auf 
die Leh rer ein, in den Schulen 
müssen die K inder berichten, 
w ohin  die E ltern  dieses Jahr 
in  Urlaub gehen, und die Volks
polizeibehörden stellen selbst 
fü r dringendste private F ä lle  
nur zögernd die Reisebesch eini- 
gungen aus.

Dem kleinen A rbeiter im näch
sten V E B  w ird  die rein private 
R eise zu seinen Angehörigen in 
der Bundesrepublik aus p o liti
schen Gründen untersagt, wäh
rend ein Funktionär dieses Be
triebes m it A u ftrag und auf 
Rechnung des SED-Zentralko- 
m itees auf die Fah rt nach 
W esten geht.

D ie  A rt aber, w ie  man diese 
Behinderung des fre ien  R eise
verkehrs zwischen Ost und 
W est zu m otivieren sucht, ist 
ein Stück aus der Sittenge
schichte des Pankower R e g i
mes. Sie zeigt, daß die Kom 
munisten in der F rage  der Be
ziehungen zwischen den beiden 
Teilen  Deutschlands heute kei
nerlei Skrupel mehr kennen. Sie 
verfo lgen  ihre politischen Ziele 
m it rücksichtsloser Vehemenz 
und bemühen sich nicht einmal 
mehr, das Gesicht dabei zu 
wahren.

Angst wegen der „Wahl“



Wesi-Reiseverboi für Osi-Siudeaîen„Madame, denken sie an die 
»deuische Gefahr']"

Noch m ehr Atom-Mächte?
Fortsetzung von Seite 2

den pathetischen Kommentaren 
ausgelöst haben, hat sich in zw i
schen einigermaßen w ieder ge
legt. Diese Berichterstattung 
w ar kein Meisterstück. W enn 
man sie m it der ausführlichen 
Darstellung des W ashingtoner 
Korrespondenten der »Neuen 
Zürcher Zeitung“ vom  gleichen 
Tage  und aus vermutlich g le i
cher Quelle vergleicht, dann 
ze ig t sich ein bemerkenswerter 
Unterschied. Während dieses 
bekannte B latt eine sehr aus
führliche Analyse von noch un
ausgegorenen amerikanischen 
Strömungen, Meinungen und 
Tendenzen in der Abrüstungs
frage  und in ihrer Beziehung zu 
den großen politischen Prob le
men gab, stellten deutsche B lät
ter kategorisch fest: „Eisenho- 
w er ändert den Kurs“ ; und 
zwar ändere er ihn  derart, daß

er nun zu einem umfassenden 
Abrüstungsabkommen auch ohne 
die deutsche W iederverein igung 
bereit sei. Aus der Schwebe 
amerikanischer Überlegungen 
und Erörterungen wurde auf 
diese W eise eine bereits vo llzo
gene Entscheidung, und das w ar 
falsch und verrä t mindestens 
einen M angel an kritischer 
Distanz.

Sicher finden in  den U SA un
ter dem Zwang der atomaren 
Gefahr neue strategische Über
legungen und auch Planungen 
fü r den Start und die besten 
W ege  zu einer Abrüstung statt; 
ein ige von ihnen mögen sogar 
nicht unbedenklich sein. Aber 
das alles ist bisher nur die ab
wägende Erörterung v ie ler M ög
lichkeiten, —  und es ist auch, 
w ie  das schweizerische B latt in  
einem späteren Washintoner Be
richt meint, „d ie Stunde derer, 
die das Gras wachsen hören

oder sich in ih rer kühnen Syn
these über alle tatsächlichen 
Vorgänge hinwegsetzen, H ä lt 
man sich an die Vorgänge, so 
muß man erstens feststellen, 
daß irgendwelche Entscheidun
gen noch nicht gefallen  sind, 
und zweitens, daß Form eln, die 
das entscheidende weltpolitische 
Prob lem  unserer Zeit zum Ge
genstand haben, nämlich die 
Teilung Deutschlands und Euro
pas, sicher nicht ohne ausgie
b ige Konsultation m it Bonn und 
anderen europäischen Haupt
städten geprägt würden.“

N icht nur die o ffiziellen  E r
klärungen, die w ir  seither aus 
W ashington, London und Paris 
gehört haben, sondern auch eine 
nüchterne Prü fung der ameri
kanischen P o litik  spricht dafür, 
daß diese Kennzeichnung der 
La ge  rich tig  ist. Es g ib t indes
sen in  der P o litik  kein „N ie 
mals“ . W as heute nicht ist, kann 
m orgen unter anderer Führung 
vielleicht werden.



B IL D E R  D E R  W O CH E. Oben: Transeuropa-Expreßzüge m it 140 Stundenkilometern. Sie 
wurden auf dem. Pariser Ostbahnhof anläßlich einer europäischen Yerkehrsm inister-Konierenz 
vorgeführt, E iner dieser Züge (B ild !) soll auf der Strecke Paris—-Dortmund -verkehren. — 
Enten: D er Präsident des sowjetischen Roten Kreuzes, P ro f. Dr. G. A . M iterew , hält sich 
zut Zeit m it seiner Delegation in der Bundesrepublik auf. M it dem Präsidenten de« Deutschen 
Roten Kreuzes, D r. W e itz  (rechts), besprach er F ragen  der Rückführung von Deutschen, 

die sich noch in der Sowjetunion befinden.


